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1. Botschaft

1.1. Zusammenfassung der Ergebnisse

Die Kommission berét die ausfiihrliche Botschaft tiber die Anderung des Gesetzes iiber
Massnahmen gegen die Arbeitslosigkeit und zur Standortférderung eingehend.

1.2. Allgemeines

Am 23. Juni 2021 wurde die Motion GR 20/MO 17/194 Uberwiesen, die durch den Regie-
rungsrat unterstitzt wurde. Der Grosse Rat hat am 4. Mai 2022 mit 69 Ja- zu 39 Nein-
Stimmen die Motion fur erheblich erklart.

Die Vorlage ist mit 31 Seiten sehr umfangreich. Dies, obwohl die Anderungen im Gesetz
gering sind. Der Inhalt der Botschaft wurde im Amt fir Wirtschaft und Arbeit erarbeitet.
Als Sparringpartner wurde Dr. Martin Bopp, Geschéftsfuhrer Hightech Zentrum Aargau
(HTZ), beigezogen. Die Botschaft ist sehr informativ abgefasst und beschreibt die aktuel-
le Forderlandschaft und den Handlungsbedarf zur Férderung der Innovation im Kanton
Thurgau sehr sachlich und gut.

Die Motion nahm ein Schlisselthema der Strategie Thurgau 2040 zur Starkung des Wirt-
schafts- und Bildungsstandorts Thurgau auf. Hinzu kommt das Wirtschaftsleitbild Thur-
gau, das der Grosse Rat erst kirzlich zur Kenntnis genommen hat und welches ahnliche
Stossrichtungen verfolgt. Speziell die Stossrichtung 2 ,Bewaltigung des Technologischen
Wandels“ mit dem Element ,Aufbau und Sicherstellung von impulsférdernden Strukturen®
kann mit der vorliegenden Motion verbunden werden. Auch die Regierungsrichtlinien
2024-2028, in denen festgehalten wird, dass zur Optimierung der Rahmenbedingungen
fur die Thurgauer Wirtschaft und Unternehmen ein einfacherer Zugang zu Innovations-
forderangeboten geschaffen werden soll, sind zu erwahnen.

Die vorliegende Motion erfordert kein neues Gesetz. Die Anpassungen im bestehenden
Gesetz Uiber Massnahmen gegen die Arbeitslosigkeit und zur Standortférderung (MASG)
sind ausreichend. Die Gesetzesanpassungen sind auf wenige Paragrafen begrenzt.

Steuereinnahmen aus der OECD-Mindeststeuer

Der Kanton Thurgau erwartet im Rahmen der OECD-Mindeststeuerreform Steuer-
mehreinahmen. Der Regierungsrat schlagt vor, einen Teil dieser Mehreinnahmen daftr
zu verwenden, Innovationsmassnahmen zu férdern. Aktuell ist im Kanton Thurgau noch
nicht bekannt, wie hoch diese Steuereinnahmen ausfallen werden, wobei die Hohe der
Einnahmen massgeblich von der Gewinnsituation der von der OECD-Mindeststeuer be-
troffenen Unternehmen abhangt. Erwartet werden Ertrage im tiefen einstelligen Millio-
nenbetrag. Mit der Umsetzung der vorliegenden Motion wird eine wirkungsvolle Aus-



Thurgau%;%

4/11

gangslage geschaffen, einen Teil dieser Mittel zielgerichtet zur Férderung der Standort-
attraktivitat zu verwenden. Es wird davon ausgegangen, dass zur Finanzierung des vor-
liegenden Umsetzungsvorschlags jahrlich ca. 1.5 Mio. Franken benétigt werden. Es ist
realistisch, dass dieser Betrag aus den zu erwartenden OECD-Steuermehreinnahmen fi-
nanziert werden kann. Die Finanzierung sollte damit sichergestellt sein.

Innovationsschub fiir den Kanton Thurgau

Der Kanton Thurgau liegt im Bereich Innovation im Hintertreffen. Dies belegt der 20.
Rang im UBS-Wettbewerbsindikator 2023. Entsprechend besteht hier ein dringender
Handlungsbedarf. Aktuelle Sparmassnahmen durfen nicht dazu fiihren, dass Zukunftsin-
vestitionen vernachlassigt werden. Zielgruppen sind alle Unternehmen mit Sitz im Kan-
ton Thurgau — im Speziellen auch KMU, welche die Thurgauer Wirtschaft pragen.

Attraktive Rahmenbedingungen

Innovation ist primar Aufgabe der Unternehmen. Die Rolle des Staates besteht darin, op-
timale Rahmenbedingungen zu schaffen. Durch die OECD-Steuerreform hat sich die
Ausgangslage verandert, wodurch der Kanton Thurgau neue Strategien entwickeln
muss, um im schweizerischen Wettbewerb konkurrenzfahig zu bleiben. Ziel ist es, geziel-
te Standortvorteile zu starken und Investitionen in die Zukunft zu sichern.

Hochschulen im Kanton Thurgau starken

Die Ansiedlung von Hochschulen im Kanton Thurgau ist ein zentrales Ziel. Der Erfolg in
Tanikon ist das Ergebnis intensiver Arbeit in den Departementen DIV und DEK. Die ei-
gentliche Aufgabe beginnt hingegen erst jetzt. Um weiteres Wachstum zu férdern,
braucht es ein innovationsfreundliches Klima, das die Ansiedlung weiterer umliegender
Institute begunstigt.

Konzept: Stiftung Innovation Thurgau (SIT)

Die SIT blndelt bestehende und neue Férderangebote, darunter Machbarkeitsstudien
und Forschungs- & Entwicklungsprojekte. Das heute schon erfolgreiche Thurgauer
Technologieforum (TTF) wird in ein neues gestarktes Gefass Uberfuhrt, um Know-how zu
sichern, Synergien zu nutzen und Doppelspurigkeiten zu vermeiden.

Innovationsberaterinnen und -berater mit technischer oder wissenschaftlicher Ausbildung
ubernehmen eine aktive ,Turoffner-Funktion“ und begleiten Projekte von der Idee bis zur
Umsetzung. Das Modell orientiert sich am Hightech Zentrum Aargau (HTZ), mit nieder-
schwelliger Zuganglichkeit fur die Unternehmen. Dies ist gerade im Kanton Thurgau mit
seiner hohen Dichte an KMU-Betrieben von grosser Wichtigkeit. Wettbewerbsverzerrun-
gen sollen vermieden werden, indem die Fordermittel grundsatzlich allen Unternehmen
im Kanton zur Verfligung stehen, wobei finanzielle Beitrage seitens SIT ausschliesslich
an die beteiligten Hochschulen oder Forschungspartner fliessen. Darlber hinaus sind die
involvierten Unternehmen angehalten, sich an Kosten finanziell zu beteiligen.

Die SIT soll verwaltungsextern organisiert werden. Einerseits verflgt die kantonale Ver-
waltung nicht Gber das geforderte Know-how bzgl. Innovationsberatung und andererseits
bietet eine externe Umsetzung die notwendige Eigenstandigkeit und Flexibilitat.
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Die Stiftung umfasst folgende drei Saulen:

« Séule 1: Uberfilhrung des bestehenden TTF in die SIT

o Saule 2: Intensivierung von Coaching & Beratung

o Saule 3: Forderung von Machbarkeitsstudien und Forschungs- & Entwicklungspro-
jekten (neu)

Der Stiftungsrat Gbernimmt die strategische Flhrung, wahrend die Geschéftsstelle ope-
rativ tatig ist. Ein unabhangiges Expertengremium praft im Mandatsverhaltnis die For-
dergesuche. Die Finanzierung wird auf jahrlich 1.5 Mio. Franken geschatzt, wobei Be-
triebskosten minimiert werden.

Die gesetzliche Verankerung erfolgt im Gesetz Uber Massnahmen gegen die Arbeitslo-
sigkeit und zur Standortférderung (MASG) in § 11.

1.3. Eintreten

Eintreten auf die Vorlage ist fur die Kommission unbestritten. Folgende Hinweise von

den Kommissionsmitgliedern sind zu erwahnen:

e Die Bedeutung der Innovationsférderung ist nicht in Frage gestellt. Dennoch stellt
sich die Frage, ob der Thurgau weitere Fordergefasse bendtigt. Unternehmen tragen
eine finanzielle Last durch den verpflichtenden Cash-Beitrag, wahrend Mittel nur an
Hochschulen und Forschungspartner fliessen. Innovation wird somit akademisiert. Es
sollte mdglich sein, auch pragmatischere Lésungen anzubieten.

e Begrusst wird insbesondere der Ausbau des Coaching-Angebots. Mit gezielten An-
reizen soll in Innovation investiert werden, sowohl in der Wirtschaft wie auch im Um-
weltbereich.

o Grosste Vorsicht ist geboten, den Spagat zwischen Unterstiitzung und Wettbewerbs-
verzerrung zu bewerkstelligen.

e Der Kanton Thurgau braucht mehr Innovation. Die Férdermittel sind mittel- und lang-
fristig lohnende Investitionen. Diese fliessen durch héhere Steuereinnahmen zum
Staat zurick.

1.4. Detailberatung

Im vorliegenden Kapitel sind ausschliesslich jene Ziffern der Botschaft aufgefiihrt, die in
der Kommission beraten wurden. Nicht erwahnte Ziffern erhielten keine Voten.

Ziffer 1.3 Innovationsfonds als sinnvolle Ergéanzung

Die Férderung der KMU-Landschaft wird anerkannt und soll in der Umsetzung der Moti-

on betont werden.

Es wird eingebracht, dass sich Start-Ups automatisch in der Nahe von Hochschulstand-
orten ansiedeln. Es stellt sich daher die Frage, wie Start-Ups aus Konstanz oder
St. Gallen den Weg in den Thurgau finden.
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Ziffer 2. Kantonale gesetzliche Grundlagen
Ziffer 2.1 Kantonsverfassung Abschnitt 2

In der Kommission wird diskutiert, ob Férdermittel nur an anerkannte Hochschul- und
Forschungspartner ausbezahlt werden konnen. Die Kommission regt an, dass Fordermit-
tel auch an eine in der Forschung tatige Firma fliessen kénnen.

Es ist nicht Aufgabe des Staates, Innovationsvorhaben zu finanzieren. Ein Unternehmen
soll Eigenleistungen und Cash-Beitrage in ein Innovationsprojekt eingeben. Wenn aber
ein Unternehmen nicht Gber gentgend liquide Mittel verfligt, sollte z. B. eine Kompensa-
tion durch hoéhere Eigenleistung geprift werden. Dies wird so entgegengenommen und
gepruft.

Gemass Amt fur Wirtschaft und Arbeit haben Innovationsberaterinnen und Innovations-
berater den Uberblick tiber die gesamte Férdermittellandschaft. Als Beispiel kénnen sie
ausloten, ob ein Projekt Uber Innosuisse, die SIT oder mit Mitteln der Neuen Regionalpo-
litik des Bundes (NRP) finanziert werden kann.

Ziffer 2.2. Kantonale Gesetze

Das Amt fur Wirtschaft und Arbeit betont die Moglichkeit, dass gesprochene Betrage zu-
rickbezahlt werden muissen, wenn ein Unternehmen innert einer vereinbarten Frist den
Kanton verlasst.

Ziffer 3.2 Forderung von o6ffentlich-rechtlichen Kérperschaften

Der Verband Thurgauer Gemeinden (VTG) und einige Kommissionsmitglieder stéren
sich daran, dass nur steuerpflichtige Unternehmen im Kanton von der Innovationsférde-
rung profitieren. Sie weisen darauf hin, dass auch Gemeinden und ahnliche Betriebe ei-
nen wertvollen Anteil an Innovation im Kanton leisten. Dies ist zweifellos richtig. Nichts-
destotrotz kann der Forderung zur Férderung von 6ffentlich-rechtlichen Kérperschaften
nicht entsprochen werden. Die Férderung kommunaler Innovationsvorhaben im Bereich
offentlicher Aufgaben ist aus ordnungspolitischen Griinden abzulehnen.

Daraus folgt die Diskussion, was mit Start-Ups geschieht, die noch nicht im Kanton
Thurgau ansassig sind. Hier wird angeregt, Anreize zu setzen, indem eine Niederlassung
im Kanton Thurgau zu einer Innovationsférderung fuhren kann.

Ziffer 3.3 Exklusivitat fiir Hochschulen

Die Kommission diskutiert intensiv darlber, wie sinnvoll es ist, die Innovationsférderung
an eine Zusammenarbeit mit einer Hochschule oder einem Forschungspartner zu kop-
peln. Es gibt Stimmen innerhalb der Kommission, die damit Erfahrungen haben und dies
ganz klar einfordern. Dies flihrt zum Aufbau von Know-how, das wiederum in andere
Projekte einfliessen kann, wovon letztlich alle profitieren. Andere Kommissionsmitglieder
beflrchten zu hohe Eintrittsschwellen fur gewisse Unternehmen. Ggf. gibt es Unterneh-
men in der angewandten Forschung, die an Stelle von Hochschulen in Frage kommen.
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Das Amt fur Wirtschaft und Arbeit bemerkt, dass dies aus ordnungspolitischen Griinden
abzulehnen ist. Eine Innovationsférderung losgeldst von anerkannten Hochschul- und
Forschungspartnern wird als wirtschaftspolitische Massnahme (Subvention) beurteilt, die
zugunsten einzelner Erwerbszweige oder Betriebsarten in den freien Wettbewerb ein-
greift.

Die Definition, wer als potenzieller Partner ausserhalb des Hochschul- und Forschungs-
bereichs in Frage kommt, durfte sich schwierig zeigen. Hinzu kommt, dass der Staat die-
se Partner beaufsichtigen musste. Dies ist zwangslaufig mit administrativem Aufwand
verbunden. Deshalb sollen als Hochschul- und Forschungspartner ausschliesslich ak-
kreditierte Hochschulen und andere akkreditierte Institutionen des Hochschulbereichs
gemass Hochschulférderungs- und Koordinationsgesetz (HFKG; SR 414.20), die von In-
nosuisse akkreditierten Hochschulen und Institutionen sowie die Hochschule Konstanz
Technik, Wirtschaft und Gestaltung (HTWG) und die Universitat Konstanz gelten. Im Ub-
rigen gibt die Zusammenarbeit mit einer akkreditierten Hochschule auch eine gewisse
Sicherheit. Das relativiert den Fokus auf die Hochschulen. Beziglich Kooperation mit ei-
nem Branchenverband ist nirgendwo festgehalten, dass ein Unternehmen keine weiteren
Unternehmen oder einen Branchenverband hinzuziehen darf.

Ziffer 3.4 Personelle und finanzielle Ressourcen

In der Kommission wird angeregt, dass nicht verwendete Mittel aus dem Erlés der TKB
Partizipationsscheine in den Innovationsfonds fliessen sollen.

Die Kommissionsmitglieder weisen darauf hin, dass die Kosten fur die Administration der
Stiftung klar gesteuert werden missen. Dies kann gemass AWA in einer Leistungsver-
einbarung definiert werden. Die Leistungsvereinbarung soll jeweils eine Leistungsperio-
de von vier Jahren umfassen. Die finanziellen Zuwendungen durch den Kanton sollen
hingegen jahrlich entrichtet werden. Diese fliessen in das Stiftungsvermégen der SIT.

Ziffer 4. Konzeption des Innovationsfonds
Ziffer 4.2.3.1 Machbarkeitsstudien (MBS)

Gemass Thomas Reinhard, Leiter Projekte und Wirtschaftsfragen AWA, betragt der For-
derbeitrag jahrlich maximal Fr. 15'000 pro MBS und maximal Fr. 30'000 pro Unterneh-
men.

Angedacht ist zudem, dass ausschliesslich Unternehmen — unter Einbezug eines Koope-
rationspartners — ein Fordergesuch einreichen. Hochschulen sollen nicht direkt an die
Stiftung gelangen, um Foérdergelder zu beantragen. Die Ideen und die Bedtirfnisse mus-
sen klar seitens Unternehmen kommen. Das Geld ist effektiv fir die Thurgauer Unter-
nehmen und somit fur die Thurgauer Wirtschaft gedacht.

Da es fur ein KMU eine enorme Herausforderung ist, sich im System der Innovationsfor-
derung zurechtzufinden, ist die Unterstitzung der Innovationsberaterinnen und Innovati-
onsberater sehr wichtig. Gerade Kleinunternehmen profitieren von dieser niederschwelli-
gen Beratung.
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FUr Machbarkeitsstudien sollen jahrlich Fr. 300'000 zur Verfigung stehen. Fir For-
schungs- & Entwicklungs-Projekte belauft sich der jahrliche Gesamtbetrag auf

Fr. 400'000. Hier ist Flexibilitat gefragt. Im Einzelfall soll es mdglich sein, fir gut funktio-
nierende Projekte mehr Mittel zur Verfugung zu stellen. Es ist geméass AWA davon aus-
zugehen, dass wahrend der Anfangsphase Machbarkeitsstudien starker nachgefragt
werden als Forschungs- & Entwicklungs-Projekte.

Ziffer 4.2.3.2 Forschungs- & Entwicklungsprojekte (F&E-Projekte)

Ziffer 4.3.1 Ubergeordnete Férderinstrumente

Die Kommission berat Fakten und Wirksamkeit im Hightech Zentrum Aargau (HTZ), wel-
ches sich als ahnliches Forderinstrument zeigt. Geméass Thomas Reinhard, sind die ge-
nauen Auswirkungen hinsichtlich der Plazierung des Kantons Aargau im UBS-Rankings
nicht bekannt. Allerdings gibt es Informationen zum volkswirtschaftlichen Mehrwert, wel-
che auf mindestens 40 Mio. Franken schliessen, also dem Doppelten der gesamten In-
vestitionen von rund 20 Mio. Franken.

In der Kommission wird darauf verwiesen, dass es nicht nur technische, sondern auch
soziale Innovationen gibt, die geférdert werden kénnen. Es wird dabei aber auch auf
zahlreiche anderen Foérderstiftungen hingewiesen, welche soziale Projekte fordern.

Ziffer 4.3.2 Initiativen und Organisationen

Bei der Beratung wird dem Switzerland Innovation Park Ost (SIP Ost) grosses Potenzial
attestiert. Denkbar wéare ein Ableger des Innovationsparks OST im Kanton Thurgau. Da-
niel Wessner vertritt seit kurzem die Interessen des Kanton Thurgau und der weiteren
Thurgauer Aktionare im Verwaltungsrat des SIP Ost. In dieser Funktion setzt er sich da-
fur ein, dass das Angebot des SIP Ost auch Wirkung im Thurgau zeigt.

Ziffer 4.3.3 Start-Up Forderung

Start-Ups sind nicht primare Zielgruppe der Innovationsférderung. Es ist aber durchaus
mdglich, dass auch sie von der Foérderung profitieren.

Ziffer 4.4.1 Verwaltungsinterne L6sung / Ziffer 4.4.2 Verwaltungsexterne L6sung

Die Kommission berat die Vor- und Nachteile einer internen bzw. externen Losung ein-
gehend. Die Argumentation des AWA, dass fir eine interne Lésung die dafir notwendi-
gen Personalressourcen nicht zur Verfligung stehen, wird von einzelnen Kommissions-
mitgliedern nicht goutiert. Die Unternehmen verfligen auch nicht immer Uber das nétige
Personal, das fur gewisse Aufgaben nétig ware. Argumente, die fir eine externe Lésung
sprechen, werden erkannt; eine Stellenschaffung Uber eine Leistungsvereinbarung, die
keine Auswirkung auf den kantonalen Stellenetat hat, wird aber nicht unterstitzt.
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Eine Mehrheit der Kommissionsmitglieder begrisst — wie das AWA selbst auch — eine
verwaltungsexterne Losung. Die Verwaltung — hier das AWA — darf nicht in die Rolle
kommen zu entscheiden, was innovationsforderwurdig ist und was nicht.

Eine externe Umsetzung hat gewisse Nachteile, wie der Initialaufwand, der durch die
Grindung der Stiftung und die Ausarbeitung einer Leistungsvereinbarung entsteht. Die-
se Vereinbarung muss klare Ziele enthalten und ein Controlling muss etabliert werden.
Ein weiterer Nachteil ist, dass bei einer externen Losung nicht auf den bestehenden Inf-
rastrukturen der KVTG aufgebaut werden kann. Allerdings kdnnen bei einer externen
Lésung Synergien mit weiteren Initiativen genutzt werden, wie z. B. mit dem Digital & In-
novation Campus Thurgau (DICT), der in den kommenden Monaten seinen Betrieb auf-
nehmen wird. Die externe Losung bietet zudem Vorteile bezlglich Eigenstandigkeit und
Flexibilitat.

Ein weiterer Aspekt ist, dass die Unternehmen mit einer externen Lésung einen An-
sprechpartner auf Augenhéhe haben, um wissenschaftlich fundierte Gesprache zu flih-
ren. Als positives Beispiel wird das KEEST (Verein Kompetenz-Zentrum Erneuerbare
Energie-Systeme Thurgau) genannt. Das KEEST wird zwar teilweise durch den Kanton
finanziert, ist aber bewusst verwaltungsextern als Verein organisiert. Getreu dem Motto
"von Unternehmern flr Unternehmen".

Zudem herrscht gerade im Kontext der Innovationsférderung eine gewisse Skepsis ge-
genuber der Verwaltung. Diese gilt nicht als Innovationstreiber.

Ziffer 4.5.1. Stiftungsrat

Die Kommission berat die Vor- und Nachteile einer politischen Vertretung im Stiftungsrat.
Diese hatte einen starkeren Rickhalt im Parlament und ware Ansprechpartner in der Po-
litik. Jedoch kann nicht jede Partei im Stiftungsrat abgebildet werden. Nicht alle Kommis-
sionsmitglieder sprechen sich daftir aus. Fur sie sind ausgewiesene Fachpersonen im
Stiftungsrat wichtiger.

Ziffer 4.5.3 Expertengremium

Es wird angeregt, das Expertengremium nur mit einer Mindestanzahl zu beziffern.

Ziffer 4.5.4 Aufsichtsbehorde

Vertrauensférdernd ware gemass Kommission ein jahrlicher Informationsbericht ans Par-
lament. Gemass AWA, wird es eine Leistungsvereinbarung mit der Stiftung geben. Darin
werden Reporting und Controllingaufgaben definiert. Zudem muss die Stiftung einen 6f-
fentlichen Jahresbericht erstellen. Uber die GFK kann das Parlament jederzeit Informati-
onen einfordern.
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Ziffer 4.6 Antragstellung auf Férdermittel

Die Antragsstellung muss niederschwellig und anhand eines standardisierten Formulars
erfolgen. Bei Bedarf stehen die Geschaftsstelle bzw. die zustandige Innovationsberate-
rin/der zustandige Innovationsberater dem antragstellenden Unternehmen zur Seite.

Die Botschaft gibt die Ausrichtung der Innovationsférderung sehr gut wieder. Details sol-
len in der Verordnung bzw. der darauf basierenden Leistungsvereinbarung definiert wer-
den. Wichtig erscheint der Kommission, dass von Anfang an gepruft wird, dass die Per-
sonalkosten etc. nicht aus dem Ruder laufen.

Die Innovationsférderung ist vom Konzept her nichts Neues. Erfahrungen aus dem Kan-
ton Aargau und zahlreiche andere Innovationsférderinstrumente sind bereits vorhanden.
Aufgrund dieser Erfahrungen kann davon ausgegangen werden, dass die Autoren des
Konzepts wissen, worauf sie hinsteuern wollen.

Ziffer 4.8 Finanzieller Rahmen
Ziffer 4.8.1 Kosten

Ein Kommissionsmitglied weist darauf hin, dass bei der Umsetzung des Konzepts der
gute Thurgauer Weg eingehalten werden soll.

Ziffer 4.8.2 Volkswirtschaftlicher Mehrwert

Aufgrund von Erfahrungen aus dem Kanton Aargau kann der Kanton Thurgau davon
ausgehen, dass getatigte Investitionen wieder zurtickfliessen werden. Diese Erfah-
rungswerte geben eine gewisse Sicherheit, dass sich diese Investition flir den Kanton
Thurgau lohnen wird.

Ziffer 4.9 Mogliche Forderkriterien

Kommissionsmitglieder geben ein, dass es wichtig ist, dass bei den Forderkriterien ver-
schiedene Richtungen und Aspekte aufgezeigt werden.

Ziffer 6 Finanzielle Auswirkungen

Die finanziellen Mittel werden dem Arbeitsmarktfonds entnommen. Neu soll ein Teil der
OECD-Steuermehreinnahmen in den Arbeitsmarktfonds fliessen, um sie fir diese Auf-
gabe zu verwenden. Steuerpflichtig sind grosse, international tatige Unternehmensgrup-
pen mit einem jahrlichen weltweiten Umsatz von mindestens 750 Millionen Euro. Der
Kanton kann diesen Standortnachteil so teilweise kompensieren und ein wichtiges Zei-
chen an die Wirtschaft senden, indem diese Steuermehreinnahmen fiir die wirtschaftli-
che Standortattraktivitat des Kantons Thurgau eingesetzt werden.

Im Gesetz geregelte Unterstliitzungsmassnahmen fir Burgschaften und Zinskostenbei-
tragen wurden in der nahen Vergangenheit nicht mehr nachgefragt. In der Ostschweiz
gibt es die vom Bund anerkannte BG OST-SUD Biirgschaftsgenossenschaft fir KMU.
Gemass Christof Bieri, Generalsekretar DIV, hat der Bund das Gesetz Uiber die Gewah-
rung von Burgschaften und Zinskostenbeitrage im Berggebiet und im weiteren landlichen
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Raum im Jahr 2020 ebenfalls aufgehoben. Aus diesem Grund wird diese Form der Un-
terstitzung aus dem Gesetzestext gestrichen.

2.  Anderung des Gesetzes

Der regierungsratliche Gesetzesentwurf wurde durch die Kommission wie folgt ange-
passt:

§ 11, Absatz 3

Es wird der Antrag gestellt, § 11, Absatz 3 wie folgt zu andern: ,Der Regierungsrat be-
stimmt oder errichtet eine verwaltungsexterne Stelle, die fur die Tatigkeiten gemass Ab-
satz 1 zustandig ist.”

Der Antrag wurde durch die Kommission einstimmig angenommen.

§ 11, Titel

Ein Kommissionsmitglied stellte den Antrag, den Begriff ,Innovation® im Titel des
§ 11 in ,Innovationsforderung“ umzubenennen. Der gesamte Titel wirde neu heissen:
»1echnologietransfer, Innovationsférderung®.

Der Antrag wurde mit 7 Stimmen daflr, 5 Stimmen dagegen und 1 Enthaltung ange-
nommen.

3. Schlussabstimmung

Es stimmen 10 Personen flr und 3 Personen gegen die Gesetzesvorlage.

Gachnang, 31.01.2025 Die Kommissionsprasidentin

Martina Pfiffner Mller

Beilagen:

- Fassung der vorberatenden Kommission
- Synopse



	1. Botschaft
	1.1. Zusammenfassung der Ergebnisse
	1.2. Allgemeines
	1.3. Eintreten
	1.4. Detailberatung
	2. Änderung des Gesetzes
	3. Schlussabstimmung
	Beilagen:

